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  Möglichkeiten und Grenzen zivilgesellschaftlichen Engagements für Nachhaltigkeit 
im Rahmen der „Lokalen Agenda 21“ 
am Beispiel des Agenda-Prozesses in Kirchheim unter Teck
1. Einleitung
Mit dem Begriff „Lokale Agenda 21“ wird häufig der Gedanke verbunden, dass hierfür sogenannte Agenda-Gruppen zuständig sind, die gegen Ende der 90-er Jahre in einer Zukunftswerkstatt entstanden sind. Immer wieder hört man davon, dass diese Gruppen irgendwann mal „eingeschlafen“ sind, bzw. dass sie „neu belebt“ wurden. Vielen ist nicht bewusst, dass mehr oder weniger an diesen Agenda-Gruppen vorbei sich etwas entwickelt hat, das wesentlich durch engagierte Oberbürgermeister angestoßen wurde: Diesen Oberbürgermeistern war klar geworden, dass man Nachhaltigkeit nicht einfach nur engagierten Bürgern überlassen kann, die dieses oder jenes Projekt realisieren. Sie hatten erkannt, dass in Entsprechung zu den Nachhaltigkeitsstrategien, die zu entwickeln sich alle Staaten der Erde auf dem Gipfel von Rio 1992 verpflichtet hatten, es auch auf kommunaler Ebene Nachhaltigkeitsstrategien geben muss, die gemeinsam von Politik, Verwaltung und Bürgerinnen und Bürgern zu entwickeln und umzusetzen sind.
Möglichkeiten und Grenzen zivilgesellschaftlichen Engagements sind untrennbar mit diesen Vorgängen verbunden. Daher geht es in den folgenden 6 Abschnitten zunächst einmal um die Darstellung der konzeptionellen Entwicklung der Lokalen Agenda 21 bzw. der kommunalen Nachhaltigkeitsprozesse. Dann wird die Lokale Agenda in Kirchheim unter Teck unter verschiedenen Gesichtspunkten beschrieben, damit an diesem Beispiel Möglichkeiten und Grenzen zivilgesellschaftlichen Engagements aufgezeigt werden können. Quellen für diese Arbeit sind neben Studienbriefen, Sekundärliteratur und aktuellen Studien unter anderem Interviews mit Akteuren im Rahmen der Lokalen Agenda 21 in Kirchheim unter Teck.   
2. Die Lokale Agenda 21  und zivilgesellschaftliches Engagement in der Agenda 21 
2.1 Hinweise in der Präambel
In der Präambel der Agenda 21 (Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung, Rio de Janeiro, Juni 1992) werden unter Punkt 1.1 sofort die drängenden Probleme unserer Zeit angesprochen: „Wir erleben eine Festschreibung der Ungleichheiten zwischen und innerhalb von Nationen, eine Verschlimmerung von Armut, Hunger, Krankheit und Analphabetentum sowie die fortgesetzte Zerstörung der Ökosysteme, von denen unser Wohlergehen abhängt.“  Die Agenda 21 nimmt sich dieser Probleme an. „Ihre erfolgreiche Umsetzung ist in erster Linie Aufgabe von Regierungen.“ Doch auch „regionale und subregionale Organisationen sind aufgefordert, sich an diesen Anstrengungen zu beteiligen. Außerdem sollte die möglichst umfassende Einbeziehung der Öffentlichkeit und die aktive Beteiligung der nichtstaatlichen Organisationen und anderer Gruppen gefördert werden.“ (a.a.O. 1.3)
Damit sind schon in der Präambel die grundlegenden Themen dieser Arbeit angesprochen: die regionale  und subregionale Ebene, also die kommunale Ebene der Städte und Gemeinden, denen eine wichtige Aufgabe im Rahmen der Agenda 21 zugewiesen wird, und die Beteiligung der Öffentlichkeit und der NGOs. Es ist von vorneherein nicht daran gedacht, von oben herab (top down) Strategien kompromisslos durchzusetzten; auf  jeder Ebene, ob supranational, national, oder regional,  sind spezielle Aufgaben  zu erfüllen und das unter Beteiligung der Bevölkerung. Was das genauer heißt, wird vor allem im 28. Kapitel der Agenda 21 ausgeführt.

2.2  Die Lokale Agenda 21 und die Rolle der Nichtregierungsorganisationen als spezielle Themen in der Agenda 21 
Am Anfang  des 28. Kapitels mit der Überschrift  „Kommunale Initiativen zur Unterstützung der Agenda 21“  heißt es: „Da so viele der in der Agenda 21 angesprochenen Probleme und Lösungen ihre Wurzeln in Aktivitäten auf der örtlichen Ebene haben, ist die Beteiligung und Mitwirkung der Kommunen ein entscheidender Faktor bei der Verwirklichung der Agendaziele…. Als Politik- und Verwaltungsebene, die den Bürgern am nächsten ist, spielen sie eine entscheidende Rolle dabei,  aufzuklären und zu mobilisieren und im Hinblick auf die Förderung einer nachhaltigen Entwicklung auf ihre Anliegen einzugehen.“ (a.a.O. 28.1) Interessant sind hier die drei Verben im zweiten Satz: Subjekt dieses Satzes sind Politik und Verwaltung, also die gewählten Vertreter der Bürger, z.B. Bürgermeister und Gemeinderat, und die Verwaltungsangestellten, die auszuführen haben, was die Politik vorgibt; diese Personen sollen „aufklären“ und  „mobilisieren“ , also selbst aktiv werden im Sinne der Agenda 21, dann sollen sie aber auch auf die Anliegen der Bürger „eingehen“, sie also anhören und in ihre Aktivitäten einbeziehen.
Im Abschnitt „Ziele“ werden diese Aussagen konkretisiert: „Bis 1996 sollte die Mehrzahl der Kommunalverwaltungen der einzelnen Länder in einen Konsultationsprozess mit ihren Bürgern eingetreten sein und einen Konsens hinsichtlich einer ´lokalen Agenda 21´ für das jeweilige Gemeinwesen erzielt haben.“ (a.a.O. 28.2) Im Abschnitt „Maßnahmen“  wird noch einmal genauer gesagt, wer mit welcher Zielsetzung  an dem Dialog teilnehmen soll: „Im Zuge der Konsultation und Konsensbildung würden die Kommunen von ihren Bürgern und von örtlichen Bürger-, Gemeinde-, Wirtschafts- und Gewerbeorganisationen lernen und die Informationen erhalten, die sie benötigen, um die beste Strategie aufstellen zu können.“ Zugleich erhofft man sich eine Schärfung des „Bewusstseins“ für Fragen der Nachhaltigkeit. (a.a.O. 28.3)
Hier sind die Bürger die Akteure, denn die Vertreter aus Politik und Verwaltung „lernen“ von ihnen, „erhalten Informationen“ von ihnen und nur so können akzeptable Strategien entwickelt werden.
Da es in dieser Arbeit um zivilgesellschaftliches Engagement geht, muss noch das 27. Kapitel der Agenda 21 berücksichtigt werden, das auf die Rolle der nichtstaatlichen Organisationen (NGO) eingeht: „Nichtstaatliche Organisationen einschließlich gemeinnütziger Organisationen… verfügen über fundierte und vielfältige Erfahrungen, Fachkenntnisse und Fähigkeiten in Bereichen, die von besonderer Bedeutung für die Verwirklichung und Überprüfung einer umweltgerechten und sozialverantwortlichen nachhaltigen Entwicklung sind.“  (a.a.O. 27.3) Daher sollte „eine möglichst intensive Kommunikation und Zusammenarbeit“ mit ihnen auf allen Ebenen realisiert werden, eben auch auf kommunaler Ebene. (a.a.O. 27.4). Und die Regierungen werden explizit angehalten, „Partnerschaft und Dialog zwischen örtlichen nichtstaatlichen Organisationen und Kommunalverwaltungen zu fördern und zu ermöglichen;“ dabei wird noch einmal darauf hingewiesen, dass man „größtmöglichen Nutzen“ ziehen soll aus den Fähigkeiten der NGOs, „insbesondere in den Bereichen Bildung, Armutsbekämpfung sowie Umweltschutz und  –sanierung“  (a.a.O. 27.10).
Den NGO wird hier eine besondere Rolle als Experten für Themen nachhaltiger Entwicklung zugeschrieben, mit denen die Verantwortlichen in Politik und Verwaltung intensiv zusammenarbeiten müssen, wenn sie erfolgreich sein wollen.

3. Partizipation und zivilgesellschaftliches Engagement für nachhaltige Entwicklung
- eine Klärung der Begriffe

In den zitierten Passagen der Agenda 21 wird gesprochen von „Einbeziehung der Öffentlichkeit“, „aktiver Beteiligung“, „Konsultation und Konsensbildung“ und von „möglichst intensiver Kommunikation und Zusammenarbeit“. All das sind Formulierungen, die unterschiedliche Formen und Intensitätsgrade von Partizipation ausdrücken: Partizipation als aktive Beteiligung oder Teilhabe der Betroffenen. Es geht darum, Menschen, die von grundlegenden Veränderungen betroffen sein werden oder es schon sind, in den Prozess der Veränderung einzubeziehen. Die Beteiligung der Betroffenen ist  in allen Phasen der Entwicklung und Durchführung von Nachhaltigkeitsstrategien erforderlich: Angefangen bei der Formulierung von Visionen, Leitbildern und Zielen über die Festsetzung von Maßnahmen und Mitteln zur Erreichung der Ziele und die Umsetzung der geplanten Maßnahmen bis hin zur Evaluation dessen, was erreicht wurde. Ein Dokument der OECD und UNDP fasst zwei Gründe zusammen, aus denen Partizipation unverzichtbar ist:
· sie „ermöglicht die Debatte über neue Ideen und Probleme, erschließt neue Informationsquellen und bringt Bedürfnisse und Präferenzen an die Öffentlichkeit.“  (OECD/UNDP: Sustainable development stratgies. London 2002. S. 33f; zitiert nach Scholz, Imme: Strategien und Konzepte für eine Nachhaltige Entwicklung. Studienbrief EZ 120. Kaiserslautern 2006. S. 18)
· „Nachhaltigkeitsstrategien bauen wesentlich auf der Annahme auf, dass sich Menschen und Organisationen nicht ändern, weil es ihnen befohlen wird – sie müssen in Prozesse einbezogen werden, in denen die Notwendigkeit für Wandel begreiflich gemacht wird und die Entscheidungen über den Wandel getroffen werden. Schließlich müssen sie diese Veränderungsprozesse selbst aktiv durchmachen.“  (a.a.O. S. 85 bzw. 41)
Es geht letztlich darum, angesichts grundlegender Veränderungen Potentiale zu nutzen, Akzeptanz zu erreichen und gemeinsam zu lernen.
Betroffene zu Beteiligten machen! – eine Forderung, die nicht einfach zu realisieren ist; denn alle Bürger einer Kommune werden von Nachhaltigkeitsstrategien betroffen sein, aber es ist nicht leicht, alle Bürger direkt in den Prozess einzubeziehen. Wichtig ist das Angebot an alle, unverzichtbar aber sind Repräsentanten aller zivilgesellschaftlichen und privatwirtschaftlichen Gruppen und Organisationen.
Damit wird eine Unterscheidung vorgenommen, die nicht selbstverständlich ist, denn es gibt Traditionen, die die “ Wirtschaft als Teil der Zivilgesellschaft“ sehen, weil beide Sektoren sich als Gegenüber zum Staat verstehen lassen, Traditionen, die auf John Locke zurückzuführen sind. (Foljanty-Jost, Gesine/ Sprengel, Rainer: Civil Society. Studienbrief EZ 220. Kaiserslautern 2008. S. 6/7) In dieser Arbeit wird jedoch die Tradition von Montesquieus vertreten, die eine Trennung von Zivilgesellschaft und Privatwirtschaft vornimmt, weil Zivilgesellschaft sich generell dem Gemeinwohl verpflichtet fühlt, die Privatwirtschaft jedoch primär profitorientiert arbeitet. (vgl. a.a.O. S. 9)  Annette Zimmer führt „die Attraktivität des Konzepts der Zivilgesellschaft … insbesondere auf die Erschöpfung der Innovationspotentiale von Markt und Staat zurück (…)Mit Zivilgesellschaft als normativem Konzept wird … die Hoffnung in Verbindung gebracht, ein Mehr an Demokratie und sozialer Gerechtigkeit wie auch an gesellschaftlicher Rückkoppelung politischer Entscheidungsprozesse zu garantieren.“ (Zimmer, Annette: Rahmenbedingungen der Zivilgesellschaft. In: Forschungsjournal Neue Soziale Bewegungen, 16, Juni 2003, S. 75; zitiert nach Foljanty-Jost/Sprengel a.a.O. S. 5) 
Hilfreich für eine klare Abgrenzung zivilgesellschaftlicher Organisationen von staatlichen und privatwirtschaftlichen Einrichtungen ist folgende Definition: „Sie sind
· Organisationen, d.h. sie haben einen institutionellen Aufbau und treten in der Öffentlichkeit auf;
· privat, d.h. sie sind institutionell vom Staat getrennt;
· autonom, d.h. sie üben selbst die Kontrolle über ihre Geschäfte aus;
· nicht gewinnorientiert (non-profit), d.h. sie schütten keine Gewinne an ihre leitenden Angestellten oder Eigner aus;
· freiwillig, d.h. es besteht keine Zwangsmitgliedschaft und sie stützen sich zumindest teilweise auf ehrenamtliches (freiwilliges) Engagement oder Spenden.“ (Salamon, Lester M./Anheier, Helmut K. : Global Civic Society – Dimensions of the Nonprofit Sector. Baltimore, 1999. S. 9. Zitiert nach Foljanty-Jost/Sprengel a.a.O. S. 15.)
In dieser Definition ist offensichtlich bewusst ein normativer Bezug vermieden worden. Trotzdem scheint es sinnvoll, zumindest vorläufig und hypothetisch,  die Orientierung am Gemeinwohl, durchaus auch im Sinne von Annette Zimmer („mehr an Demokratie und sozialer Gerechtigkeit“), hinzuzufügen.
Damit lässt sich auch der „funktionalistische Zugriff“ verbinden, der zwischen folgenden Funktionen von zivilgesellschaftlichen Gruppen und Organisationen unterscheidet: „Themenanwaltschaftsfunktion, Wächterfunktion, Selbsthilfefunktion, intermediäre Funktion und Dienstleistungsfunktion“ (Foljanty-Jost/Sprengel a.a.O. S. 14).  
4. Die Entwicklung Lokaler Agenda 21-Prozesse nach Rio 1992: weltweit, in Europa und in Deutschland
4.1 Lokale Agenda 21-Prozesse weltweit
„Weltweit hatten sich bis 2003 6400 Kommunen in 113 Staaten auf eine lokale Agenda verpflichtet, die meisten davon in Europa. Deutschland liegt mit 2600 Kommunen (von insgesamt 13 000 existierenden) im Jahr 2005 zwar absolut an der Spitze, mit der nationalen Quote von 20 Prozent jedoch weit hinter Ländern wie Großbritannien (90 Prozent) oder Schweden (100 Prozent).“ (Grunwald, Armin/Kopfmüller, Jürgen: Nachhaltigkeit. Frankfurt/New York 2012². S. 165)
4.2 Lokale Agenda 21-Prozesse in Europa
In Europa haben sich kontinuierlich Repräsentanten von Europäischen Kommunalbehörden getroffen und wichtige Vereinbarungen unterschrieben:
· 1994 die „Charta der Europäischen Städte und Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit“ (Aalborg Charta)
· 1996 den Lissabonner Aktionsplan „Von der Charta zum Handeln“
· 2000 den „Hannover Aufruf der europäischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister an der Schwelle zum 21. Jahrhundert“
· 2002 den „Aufruf von Johannesburg“ (Johannesburg Call)
· 2004 die 10 Aalborg Commitments („Inspiring Futures – Aalborg+10“)
(Aalborg+10 – Inspiring  Futures. Aalborg 2004. S. 1)
Die 10 Aalborg  Commitments sind wegweisend für die lokalen Agenda-Prozesse in Deutschland. Daher sollen die für diese Arbeit relevanten Aussagen und die Themen hier festgehalten werden:
„1  Governance:  Wir verpflichten uns, unseren Entscheidungsfindungsprozessen durch mehr direkt-demokratische Mitwirkung neuen Schwung zu verleihen. Wir werden daran arbeiten,
1. eine gemeinsame langfristige Vision für eine zukunftsbeständige Stadt oder Gemeinde weiterzuentwickeln.
2. in unserer Stadt oder Gemeinde und in der Verwaltung Kapazitäten für Mitwirkung und zukunftsbeständige Entwicklung zu schaffen.
3. alle Sektoren der Gesellschaft einzuladen, sich effektiv an Entscheidungsprozessen zu beteiligen.
4. unsere Entscheidungen offen, nachvollziehbar und verlässlich sowie transparent zu gestalten….
2  Lokales Management für Zukunftsbeständigkeit:  Wir verpflichten uns, effektive Managementabläufe umzusetzen… Wir werden daran arbeiten, 
1. die Lokale Agenda 21 … zu stärken und sie im Zentrum kommunalen Verwaltungshandeln zu verankern .....
4.   sicherzustellen, dass Fragen der Zukunftsbeständigkeit zentral für den lokalen
Entscheidungsfindungsprozess sind, und die Mittelzuordnung auf überzeugenden  und breit angelegten Nachhaltigkeitskriterien basiert.“ (a.a.O. S. 2) 
Jeweils 5 Verpflichtungen werden noch zu folgenden 8 Themen formuliert: 
· Natürliche Gemeinschaftsgüter 
· Verantwortungsbewusster Konsum und Lebensweise 
· Stadtplanung und Stadtentwicklung
· Verbesserte Mobilität, weniger Verkehr
· Kommunale gesundheitsfördernde Maßnahmen
· Dynamische und zukunftsbeständige lokale Wirtschaft 
· Soziale Gerechtigkeit …
· Von lokal zu global
Die 10 Commitments stehen am Anfang einer neuen Phase der lokalen Agenda 21-Aktivitäten. Grunwald und Kopfmüller sprechen von drei Phasen: 
· einer „auf ökologische Themen fokussierte Anfangsphase (1992 – 1998)“
· einer „vor allem quantitativen Wachstumsphase (1998 – 2002)“
· einer  „Qualitätsphase“ 2003 f. .“ (Grunwald, A./ Kopfmüller, J.: Nachhaltigkeit. Frankfurt/New York 2012². S. 166 f.)
4.3 Lokale Agenda 21-Prozesse in Deutschland
Die dritte Phase zeichnet sich nach Grundwald und Kopfmüller in Deutschland durch folgende Grundidee aus: „in Anlehnung an die Praxis auf nationaler oder Bundesländerebene …lokale Nachhaltigkeitsstrategien unter Einbeziehung der lokalen Akteure zu entwickeln und im Rahmen eines systematischen kommunalen Nachhaltigkeitsmanagements umzusetzen. Dieses umfasst etwa  
· eine intensive Einbeziehung von Unternehmen,
· neue Formen der Bürgerbeteiligung und des kooperativen Handelns,
· eine institutionalisierte Kooperation zwischen den Verwaltungseinheiten, 
· eine verbesserte Koordination mit der nationalen und der EU-Ebene hinsichtlich Normen und Rechtsvorschriften,
· ein transparentes Mess- und Bewertungssystem sowie
· ein kontinuierliches und aussagefähiges Berichtsystem.“(Grundwald/Kopfmüller a.a.O. S. 166f. Gliederung mit Spiegelstrichen vom Verf. dieser Arbeit)
Was das konkret heißt, kommt sehr gut in zwei neuen Veröffentlichungen zum Ausdruck.

4.3.1 Die Studie „Städte für ein nachhaltiges Deutschland“
Die Studie „Städte für ein nachhaltiges Deutschland“ hat der „Rat für nachhaltige Entwicklung“  im Juni 2011 herausgegeben; sie wurde erarbeitet vom Deutschen Institut für Urbanistik auf Veranlassung der 20 Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister des Dialogs „Nachhaltige Stadt“.
Nachhaltigkeit wird hier als „kommunale Querschnittsaufgabe und politische Leitlinie“ beschreiben: „Eine nachhaltige Entwicklung erfordert die Integration der Ressorts und Sachfragen in eine große Perspektive. Deshalb machen wir Nachhaltigkeit zur Chefsache und integrieren diese Querschnittsaufgabe in Politik und Verwaltung… Der Blick auf das Morgen verlangt ein Denken, das über die Ressortpolitik hinausgeht und Wirtschaft, Ökologie und Soziales in einer Vision für das Morgen zusammenbringt.“ (Städte für ein nachhaltiges Deutschland.  S. 6). 
Das Besondere dieser Veröffentlichung ist nun aber, dass nicht nur Verpflichtungen formuliert, sondern an konkreten Beispielen Realisierungsmöglichkeiten aufgezeigt werden: So wurde in Ludwigsburg schon 2004 ein „integriertes Stadtentwicklungskonzept (SEK)“ gestartet, das „alle Akteure der Ludwigsburger Stadtgesellschaft“  in zwei Zukunftskonferenzen 2005 und 2006 zusammenführte, auf denen „die Basis für die Leitsätze, Ziele und Maßnahmen in elf Themenfeldern“ gelegt wurde. Das war wiederum die Grundlage für „ein umfassendes und integriertes Nachhaltigkeitsmanagement (Managementkreislauf)“, für „Masterpläne“ und „ein Indikatorenset“, mit dem die Wirkung von Maßnahmen gemessen wird. (a.a.O. S. 8) Ähnliche Konzepte wurden in verschiedenen anderen Städten (Rheine, Konstanz, Heidelberg etc.) entwickelt und realisiert.
Was das z.B. für den Haushalt einer Stadt bedeutet, macht folgendes Zitat der Bürgermeisterin von Rheine, Dr. Angelika Kordfelder , deutlich: „Auch und gerade in Zeiten knapper öffentlicher Finanzmittel ist zielgerichtetes Handeln notwendig. Um einen ausgeglichenen Haushalt zu erreichen, müssen sich Politik und Verwaltung gemeinsam mit der Bürgerschaft auf die wichtigsten Ziele und Aufgaben verständigen.“ (a.a.O. S. 23)
„Gemeinsam mit der Bürgerschaft!“  Was sagt die Studie über Partizipation und zivilgesellschaftliches Engagement? Diesem Thema wird ein längerer Abschnitt gewidmet: „Partizipation als Voraussetzung nachhaltiger Stadtentwicklung“. (a.a.O. S. 36 – 50)
Sofort am Anfang dieses Abschnitts wird betont, dass es nicht nur um Ermöglichung von Beteiligung geht, sondern das Einfordern von Mitwirkung: „Wir halten die kommunale Ebene als den Ort, wo Demokratie am unmittelbarsten erfahren und gelebt wird, für am besten geeignet, direktdemokratische Elemente zu erproben und dauerhaft zu implementieren. Wir ermöglichen Beteiligung deshalb nicht nur, sondern fordern die Mitwirkung und Verantwortungsübernahme auch ein. Eine echte Beteiligung fordert von der Öffentlichkeit Engagement. Die Beteiligten sollen Mitverantwortung für Umsetzung, Ergebnisse und Wirksamkeit übernehmen.“ (a.a.O. S. 36) Weiter heißt es: „Wir achten bei der Beteiligung der Öffentlichkeit auf eine ausgewogene Zusammensetzung und auf angemessene Verfahren. Dabei benennen wir neben den Möglichkeiten auch die Grenzen von Partizipation klar und deutlich.“ (a.a.O. S. 37)
Im Folgenden wird dann unterstrichen, dass es bei der Beteiligung der Öffentlichkeit nicht nur um zivilgesellschaftliche Gruppen  im engeren Sinne (M-Strang) gehen soll,  sondern um einen „Dialog von Verwaltung und Politik, Unternehmen, Verbänden, Bürgerinnen und Bürgern“ (a.a.O. S. 37). So wird der Partizipation von Unternehmen ein spezieller Unterabschnitt gewidmet: „Unternehmen eine aktive Rolle geben“ (a.a.O. S. 42 – 47). „Im Sinne unternehmerischer Verantwortung für eine nachhaltige Entwicklung (CSR) arbeiten wir zusammen mit den Unternehmen an Formen des nachhaltigen Wirtschaftens.“ (a.a.O. S. 42)
In einem weiteren Unterabschnitt geht es um die Entwicklung von Stadtvisionen und Leitbilder; sie „können Orientierung für die kommunale Politik bieten und ein hohes Maß an Motivation und Engagement freisetzen … wenn sie gemeinsam von Politik und Verwaltung, Bürgerinnen und Bürgern, Unternehmen und Verbänden entwickelt wurden.“ (a.a.O. S. 47) An Beispielen von Rheine (s.o.), München und Augsburg wird gezeigt, wie diese Visionen entstanden sind und fortgeschrieben wurden, nämlich in „Zukunftskonferenzen“ und „Zukunftsdialogen“.  (a.a.O. S. 48). „Stadtvisionen gemeinsam zu erarbeiten, bedeutet, die Interessen unterschiedlicher Gruppen in eine gemeinsame Vorstellung von Zukunft zu überführen. Nur wenn es dabei gelingt, eine gemeinsame Sprache zu finden und Zielkonflikte offenzulegen, kann eine kommunale Nachhaltigkeitsstrategie Erfolg haben.“ (a.a.O. S. 50)
An konkreten Beispielen wird gezeigt, wie Partizipation bei der Umsetzung von Nachhaltigkeitsstrategien organisiert werden kann. In vielen Kommunen gibt es „Agenda-Beauftragte“ und „Agenda-Büros“,  in Rheine und München wird von „Planungskulturen“ gesprochen, in Leipzig von einem „Agenda-Koordinierungskreis“, in dem alle Gruppen vertreten sind, und der von einem „Agenda-Beirat“ unterstützt wird, der aus „hochkarätigen lokalen Fachleuten“ besteht. In Münster wurde mit intensiver Bürgerbeteiligung ein kommunaler Haushalt erarbeitet. (a.a.O.  S. 38 – 40)
Leitbilder, Ziele, Strategien: nachhaltige Entwicklung bleibt diffus und letztlich unbefriedigend, wenn die Beteiligten nicht wissen, ob die Anstrengungen erfolgreich waren; d.h. es müssen Kriterien und Indikatoren festgelegt werden, die anzeigen, wie weit man sich dem Ziel genähert hat. Nachhaltigkeitsberichte dienen dazu,  zu dokumentieren, wie weit man gekommen ist. In der Studie werden Kommunen aufgeführt, die zu einzelnen Themenfeldern Rechenschaftsberichte erstellt haben, z.B. die Stadt Bonn den Diversitätsbericht, andere Städte haben bereits versucht ein größeres Themenspektrum zu erfassen. Friedrichshafen hat schon drei Berichte geschrieben: „Insgesamt geben 44 Indikatoren Einblick in Zustand und Entwicklung von Umwelt, Wirtschaft, Gesellschaft und bürgerschaftlichem Engagement.“ (a.a.O. S. 52)
4.3.2 Die Studie „Rio + 20 NRW“
„Rio + 20 NRW“ ist eine „Länderstudie zur lokalen Agenda 21 und zu Nachhaltigkeits-Prozessen in Nordrhein-Westfalen“, die im Rahmen des Projektes „Rio+20 vor Ort – Bestandsaufnahme und Zukunftsperspektive lokaler Nachhaltigkeitsprozesse in Deutschland“ entstanden ist und 2012 herausgegeben wurde von der Landesarbeitsgemeinschaft Agenda 21 NRW e.V. (LAG 21 NRW).
Grundlage dieser Studie ist zunächst eine Befragung von 182 Städten, Gemeinden und Kreisen in NRW (182 von 427, also eine Beteiligung von 43%). Die Befragung erfolgte anhand von leitfadengestützten Interviews, gefragt wurden Mitarbeiter der Kommunalverwaltungen.
Im Rahmen dieser Hausarbeit sind vor allem folgende Ergebnisse interessant: 
a) Akteursgruppen, die den Nachhaltigkeitsprozess vorangetrieben haben:
· 28% der Befragten gab an, die Verwaltung sei die treibende Kraft gewesen;
· 20% sagten, Akteure aus Verwaltung, Zivilgesellschaft, Politik und Wirtschaft gemeinsam;
· 19% der Befragten gab an, die Zivilgesellschaft habe die Initiative ergriffen;
· 16% meinten, die Politik sei der Motor gewesen. (Rio + 20 NRW S. 23)
Die Autoren der Studie weisen darauf hin, dass „die Beteiligung möglichst aller relevanten Akteure … zur Stabilisierung des geforderten Transformationsprozesses“ beiträgt, „indem die Akteure selbst transformiert werden.“  Sie sprechen hier von „Agententransformation“ (a.a.O. S. 34). Dieser idealen Variante entsprechen jedoch nur 20% der Befragten. In diesem Zusammenhang ist der Hinweis der Autoren wichtig, dass offensichtlich verschiedene Akteure der Zivilgesellschaft eine direkte Einbindung der Politik und Verwaltung gar nicht wünschten, „da die Lokale Agenda 21 teilweise als ein Instrument zivilgesellschaftlicher Beteiligung gesehen wird.“ (a.a.O. S. 34) Wahrscheinlich haben wir es hier mit einem eher reduzierten Verständnis von Nachhaltigkeitsprozessen und-strategien zu tun, wonach die wesentliche Arbeit in Agenda-Gruppen zu leisten ist, die nicht von der Politik und Verwaltung funktionalisiert werden möchten.
b) Verantwortliche Gremien, die den Lokale Agenda 21 – Prozess steuern.
· 21% der Befragten gab an, dass „kontinuierliche Arbeitskreise“ diesbezüglich Verantwortung trügen.
· 17%  verwiesen auf einen „Agendabeauftragten“
· 11% der Befragten gab einen „Ratsausschuss“ an
· 8% nannten ein „Agenda- bzw. Nachhaltigkeitsbüro“
· 6% gab einen „Nachhaltigkeitsrat oder –beirat“ an
· 8% sprachen von einem „Zivilgesellschaftlichen Verein“ oder einer „Nichtregierungsorganisation“ (a.a.O. S. 24)
Hier hat sich eine Vielfalt von Strukturen herausgebildet, die jedoch alle der Komplexität von langfristigen Transformationsprozessen nach Auffassung der Autoren nicht genügend entsprechen. Sie schlagen vor, „verbindliche Steuerungsgruppen zur Nachhaltigen Entwicklung zu etablieren, in denen Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft ´auf gleicher Augenhöhe` kommunizieren und stringent Maßnahmen und Projekte zur Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen angehen.“ (a.a.O. S. 35)  
c) Ressourcen und Unterstützung
58% der befragten Kommunen und Kreise stellen keine Personalmittel zur Verfügung und 54% keine Sachmittel. Das heißt, dass diese Kommunen und Kreise „weder personell noch finanziell  adäquat  ausgestattet“ sind. „Da Nachhaltigkeit keine Pflichtaufgabe ist, ist es möglich, dass Nachhaltigkeit von Mitarbeitern der Verwaltungen teilweise als Luxus und zusätzliche Belastung wahrgenommen wird.“ (a.a.O. S. 36/37)
d) Ergebnisse und Output
Erfolge werden in erster Linie im ökologischen Rahmen gesehen: 14% der Befragten geben für diesen Sektor an: „Wir haben viel erreicht“, 49% sagen: „Wir sind auf dem Weg“. Demgegenüber geben für den sozialen Sektor nur 9% an: „Wir haben viel erreicht“ und nur 32% „Wir sind auf dem Weg“. (a.a.O. S. 29) „Eine hohe Anzahl der Befragten konnte keine Angaben zu den jeweiligen Effekten machen, da ein messbarer Nachweis fehlt.“ (a.a.O. S. 38) Hier könnten natürlich Indikatoren und Monitoring weiterhelfen.
e) Innovationspotentiale
40% der Befragten gab an, Handlungsanstöße für andere Akteursgruppen vermittelt zu haben, 51% meinten, Impulse von anderen Kommunen und Kreisen aufgegriffen zu haben. Positive Veränderungen innerhalb der Verwaltungsstrukturen wurden von 28% der Befragten festgestellt. (a.a.O. S. 30). „Besonders häufig wurde die Vernetzung als innovatives Ergebnis des Nachhaltigkeits- bzw. Agenda 21 Prozesses benannt. Der direkte Kontakt unter Stakeholdern wurde sehr geschätzt. Außerdem wurde die Nutzbarmachung von Wissen für andere Bürger und die Sensibilisierung der Zivilgesellschaft für das Thema Nachhaltigkeit als innovativ bewertet.“ In diesem Zusammenhang wird zudem von Synergie-Effekten gesprochen. Auch die „Veränderung hin zu einer Querschnittorientierung wurde als sehr innovativ empfunden.“ (a.a.O.  S. 39)
f) Priorisierung der zukünftigen Nachhaltigkeitsaktivitäten
86% der Befragten „sprechen sich dafür aus, dass Nachhaltigkeit in Zukunft eine höhere Priorität im lokalen Handeln erlangt.“  Die Autoren der Studie interpretieren diesen Wunsch so, dass es „zur Bewältigung des Klimawandels und des demographischen Wandels eines integrierten und querschnittsorientierten Vorgehens bedarf.“ (a.a.O. S. 40)
g) Trends der kommenden 10 Jahre
Nach Einschätzung der Befragten bekommen folgende Themenbereiche der Nachhaltigkeit in den kommenden 10 Jahren eine größere Bedeutung:
22% der Befragten nennen hier den Klimaschutz
20 % die nachhaltige Mobilität
15% den Flächenschutz
14 % die Klimaanpassung
10% die Bildung für nachhaltige Entwicklung
9% die Biodiversität
5% Eine Welt Themen
Damit haben die ökologischen Themen eindeutig Priorität.
Nach der Auswertung und Analyse der Ergebnisse der Befragung haben die Autoren 12 Kriterien formuliert, die einen erfolgreichen Nachhaltigkeitsprozess in Kommunen auszeichnen.
Diesen Kriterien wurden 18 Indikatoren zugeordnet, für die jeweils 1 – 4 Punkte vergeben werden konnten, insgesamt 46 Punkte. Im Folgenden werden nur die Kriterien genannt, denen entsprechende Punktzahlen zugeordnet sind. 
Kommunen haben dann einen erfolgreichen Lokalen Agenda 21- und Nachhaltigkeitsprozess, wenn sie folgende Kriterien erfüllen:
Basis der Nachhaltigkeitsaktivitäten
· Bandbreite der Nachhaltigkeitsstrategien (4P)
· Evaluation  und Berichterstattung (4 P)
· Unterstützung von Nachhaltigkeitsentwicklung durch Beschlüsse und Mitgliedschaften  (4 P)
· Partnerschaft mit Südländern  (1 P), Förderung des Fairen Handels (1 P)

Prozesse und Verfahren
· Treibende Akteursgruppen (4 P)
· Nachhaltigkeitsgremien (4 P)
· Personalstellen (4 P) , Sachmittel im Haushalt (4 P)
· Unterstützende Programme, Kampagnen, Strategien (2 P) und
unterstützende Aktivitäten in Region, Land, Bund oder EU (2 P)

Entfaltung von Innovationskraft
· Handlungsanstöße für andere Akteure (2 P)
· Positive Veränderungen in der Verwaltungsstruktur (2 P)
· Aufgreifen von Impulsen Dritter ( 2 P)

Gestaltung sozialer Integration
· Gestaltung sozialer Integration (6  P), d.h. je 2 P für:
- Partizipation und bürgerschaftliches Engagement
- Würdigung zivilgesellschaftlicher Nachhaltigkeitsaktivitäten
- Förderung sozialer Integration (a.a.O. S. 42-44)
Die Kommunen und Kreise wurden in 4 Bewertungsstufen eingeteilt, und zwar je nach Größenklasse:
· Kommunen mit weniger als 25 000 Einwohner (Größenklasse 1),  
· Kommunen mit weniger als  50 000 EW (GK 2), 
· Kommunen mit weniger als 100 000 EW (GK 3), 
· Kommunen mit mehr als 100 00 EW (GK 4). (a.a.O. S. 9)
Nach der Zuordnung der Kommunen und Kreise in die jeweilige Größenklasse, konnten dann nach der Punkteverteilung die besten Kommunen und Kreise der Klassen herausgefunden werden. Mit diesen Best-Practice-Kommunen und –Kreisen wurden abschließend  „zur Validierung der Bewertungsergebnisse … mehrstündige Einzelinterviews“  geführt. (a.a.O. S. 6). Dadurch konnten diese neun Kommunen und drei Kreise genauer beschrieben werden.
Auffällig ist nun, dass Kommunen im Durchschnitt besser abschneiden, je mehr Einwohner sie haben: „Es ist …eine tendenzielle Zunahme der Agenda 21-Etablierung mit steigender Einwohnerzahl der Kommunen darstellbar.“  (a.a.O. S. 58) Das ist zu bedenken, wenn es später in dieser Arbeit um den Agenda-Prozess in Kirchheim unter Teck gehen wird.
Im letzten größeren Abschnitt der Studie „Rio + 20 NRW“ werden 4 Typen von Kommunen und Kreisen konstruiert; dabei „liegt der Fokus auf dem strukturellen Rahmen für erfolgreiche Nachhaltigkeitsprozesse.“ Jeder Typus wird idealtypisch beschrieben (Ist-Zustand), danach werden Handlungsoptionen und Leitfragen  formuliert und zwar zu den Kategorien: Themenspektrum, Strukturelle Verankerung, Vernetzung und Partizipation.
· Typ 1 : Die Start-Up Kommunen (Nachhaltigkeit wird kaum umgesetzt: 0-12 Punkte)
· Typ 2: Die Minimalisten mit ausbaufähigen Nachhaltigkeitsansätzen (13-24 P)
· Typ 3: Die Kommunen mit einzelnen gut ausgebauten Schwerpunkthemen (25-36 P)
· Typ 4: Die integrierten Nachhaltigkeitskommunen (37-46 P) (a.a.O. S. 60-67)
Mit Hilfe dieser Typologie kann sich jede Kommune selbst einordnen und sich die entsprechenden Handlungsoptionen anschauen, die ihr aufzeigen, wie sie ihren „Nachhaltigkeitszustand“ weiterentwickeln kann. Die Autoren folgen bei ihren Empfehlungen folgendem Prinzip: „Um eine starke Nachhaltigkeit zu verankern, gilt es, Nachhaltigkeit in Projekten zu prinzipiellem Handeln werden zu lassen. Projekte müssen hierbei in kurz-,  mittel- und langfristige Strategien integriert werden, die einer klaren Zielformulierung unterliegen. ´Kümmerer` und Einzelkämpfer sollten zu integrierten und querschnittsorientiert denkenden und handelnden Steuerungsgruppen weiterentwickelt werden, die Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft integrieren und ein produktives Akteursnetzwerk ausbilden..“ (a.a.O. S. 61)


5. Zusammenfassung der Ergebnisse und Konsequenzen für die Untersuchung des Lokale Agenda 21-Prozesses in Kirchheim unter Teck
Zusammenfassend lässt sich feststellen: Die Lokale Agenda 21-Prozesse entwickelten sich von eher punktuellen Projekten und Initiativen, die oft stark ökologisch bestimmt waren, hin zu einer systematischen Einbeziehung von Politik und Verwaltung mit Strukturen, die Nachhaltigkeit grundlegend berücksichtigen im Management und in den Strategien.
Das soll im Folgenden zusammengefasst werden; dabei sollen die Erkenntnisse der Aalborg-Commitments (abgekürzt Aalborg C.), der Studie „Städte für ein nachhaltiges Deutschland“ mit den Beiträgen der OberbürgermeisterInnen (OB-Studie) und der Studie „Rio + 20 NRW“ (NRW-Studie) stichwortartig aufgeführt werden. 
Nachhaltigkeitsprozesse sind erfolgreich, wenn folgende Punkte berücksichtigt werden:
· Partizipation: Einbeziehung aller lokalen Akteure, nicht nur der NGOs und zivilgesellschaftlich engagierter Bürger und Gruppen, sondern auch der privatwirtschaftlichen lokalen Unternehmen. (so schon in der Agenda 21, besonders betont in der OB-Studie)
· Visionen, Leitbilder, Ziele (vgl. die Aalborg C., besonders wieder die OB-Studie)
· Kommunales Nachhaltigkeitsmanagement: „Nachhaltigkeit als kommunale Querschnittsaufgabe“, „Integration der Ressorts und Sachfragen“, „Nachhaltigkeit als Chefsache“ ( alle Zitate aus der OB-Studie, vgl. aber auch die Aalborg C. und besonders die NRW-Studie; Grundwald/Kopfmüller sprechen von „institutioneller Kooperation“)
· Einsatz von Personal- und Sachmittel für den Nachhaltigkeitsprozess (bes. die NRW-Studie)
· Planung, Strategien, Umsetzung als Aufgabe aller Beteiligten, bes. der Politik u. Verwaltung (OB-Studie), Steuerungsgruppe, in der alle lokalen Akteure vertreten sind (NRW-Studie)
· Evaluation, Monitoring und Berichterstattung (OB- und NRW-Studie)
· Koordination und Kooperation mit den Prozessen auf Landes- und Bundesebene (OB-Studie)
· Beschlüsse und Mitgliedschaften, z.B. Klimabündnis (NRW-Studie)
· Innovationspotentiale: Anstöße wahrnehmen aus anderen Kommunen, Impulse vermitteln für andere Kommunen (NRW-Studie)
Damit wird deutlich, dass es sich hier um Nachhaltigkeitsstrategien handelt, wie sie im Studienbrief EZ0120 „Strategien und Konzepte für eine Nachhaltige Entwicklung“ von Imme Scholz (Kaiserslautern 2006) für Staaten und deren Regierungen detailliert beschrieben wird. Imme Scholz nennt „vier Grundanforderungen an Nachhaltigkeitsstrategien:
· sie müssen ökonomische, soziale und ökologische Ziele anstreben,
· sie müssen auf partizipativen Prozessen der Analyse und Entscheidungsfindung beruhen, mit denen Zielkonflikte ausbalanciert werden können,
· sie müssen konkrete Investitionen, Maßnahmen für die Kapazitätsentwicklung und Verfahren für das Monitoring der Beschlüsse und Maßnahmen vorsehen und
· sie müssen über ein transparentes und robustes Koordinationssystem verfügen, das die oben genannten Prozesse garantiert.“ (a.a.O. S. 16)
Was bedeuten diese Erkenntnisse für die Untersuchung der Lokale Agenda 21-Prozesse in Kirchheim unter Teck?
Zuerst soll der Ist-Zustand erhoben werden, und zwar zunächst in der Form, wie die Stadt ihre Agenda-Prozesse auf ihrer Homepage präsentiert.
Danach soll geklärt werden, wie es zu diesen Ergebnissen gekommen ist: Hier geht es also um die historische Dimension. Schließlich wird zivilgesellschaftliches Engagement anhand von Interviews mit Repräsentanten des Agenda-Prozesses exemplarisch dargestellt. 
Abschließend sollen dann Möglichkeiten und Grenzen zivilgesellschaftlichen Engagements herausgearbeitet werden.
6. Die Lokale Agenda 21 in Kirchheim unter Teck
6.1 Die Präsentation der Lokalen Agenda 21 und der Nachhaltigkeitsprozesse in Kirchheim unter Teck im Internet
 Im Begrüßungsportal der Stadt Kirchheim unter Teck finden sich sofort in der linken Spalte die Agenda-relevanten Themen: „Bürgerbeteiligung und bürgerschaftliches Engagement“, „Lokale Agenda 21“, „Fair Trade Town". Unter dem Stichwort „Lokale Agenda 21“  findet man Informationen zum Agenda-Büro, zur Agenda-Beauftragten und zu den Agenda-Gruppen.
Die Agenda-Beauftragte weist auf ihrer Seite hin auf „die Verantwortung und Chance, die Zukunft mit zu gestalten“ und lädt zur „Mitwirkung“ ein. Auf einer weiteren Seite „Kontakt“ fragt sie den Leser: „Sie möchten mehr über die Arbeit der einzelnen Gruppen erfahren, suchen Material zur Agenda 21 oder haben einen Vorschlag für ein neues Projekt? Anlaufstelle …ist das Agenda-Büro“. (Abfrage vom 15.06.2012)
Es werden 7 Agenda 21-Gruppen aufgeführt, die alle eine eigene Seite haben, von denen aber nur vier Informationen vermitteln. Bei den 3 weiteren Gruppen scheint die Internet-Seite in Bearbeitung zu sein, nämlich bei den Gruppen „Jugend“, „L.A.N.D“ und „Verkehr“.
Die vier anderen Gruppen bieten reichliche Informationen: 
· Die Gruppe „Stadtmobil e.V.“ wirbt mit der Überschrift „Nachhaltig mobil“ für Carsharing; fünf Fahrzeuge stehen bereits zur Verfügung. (Abfrage vom 30.08.2012) Diese Gruppe hat auch eine eigene Homepage.
· Die Agenda-Gruppe „Initiative FahrRad“ wirbt mit der Überschrift „Natürlich mobil“ für die Nutzung des Fahrrads und versteht sich als Interessensvertretung der Radlerinnen und Radler. Sie hat „mit zahlreichen Vorschlägen und Aktionen zur Verbesserung des Radverkehrsnetzes und des Fahrradklimas beigetragen. Viele Projekte werden in enger Zusammenarbeit mit der Fahrrad-Beauftragten der Stadt durchgeführt. Gemeinsames Ziel ist es, Kirchheim zur fahrradfreundlichen Stadt weiter zu entwickeln.“ (Abfrage vom 30.8.12) Weitere Links verweisen auf einen „Radverkehrsplan“ und auf „Radverkehrsberichte“, die alle 2-3 Jahre veröffentlicht werden und via Internet eingesehen werden können. Der letzte 10-seitige Bericht stammt aus dem Jahr 2010. Zehn Stichworte am linken Rand können angeklickt werden und führen zu weiteren Auskünften.
· Die Agenda-Gruppe „Schmeck´ die Teck e.V.“ ist ein „Verein zur Förderung der regionalen Vermarktung“. „Derzeit sind 29 erzeugende und weiterverarbeitende Betriebe aus dem Raum Kirchheim – Weilheim – Lenningen aktiv.“ Ziele sind u.a.: Öffentlichkeitsarbeit, Vernetzung, Bildungsangebote, Tier-, Klima- und Lärmschutz. (Abfrage vom 30.8.12) Dieser Verein hat ebenfalls eine eigene Homepage
· Der „Eine Welt Verein e.V.“ setzt sich dafür ein, „ dass es in unserem täglichen Handeln fairer, gerechter, nachhaltiger und sozialverträglicher zugeht. Darum machen wir uns für faire öffentliche Beschaffung stark, legen wir viel Wert auf Bildungsarbeit“. (Abfrage vom 30.8.12). Der Eine Welt Verein betreibt den Kirchheimer Weltladen. Weitere Informationen erhält man über die Homepage des Vereins und des Ladens.

Wenn man sich die Ausführungen dieser Arbeit zu den Lokale Agenda 21-Prozessen und Nachhaltigkeitsstrategie in Erinnerung ruft, ist man zumindest überrascht, dass sich der Agenda-Prozess in einer Agenda-Beauftragten und mehreren Agenda-Gruppen erschöpft. Hier taucht ein generelles begriffliches Problem auf: Viele Aktivitäten, die eigentlich zum Thema „Agenda 21 und Nachhaltigkeit“ gehören, werden in den Kommunen oft nicht unter diesen Begriffen verbucht. So auch in Kirchheim. Nach einigem Suchen bin ich auf folgenden Pfad gestoßen: Unter dem Stichwort „Bürgerbeteiligung und Bürgerschaftliches Engagement“ eröffnen sich zwei Stränge: 
· Zunächst die eher traditionelle Vorstellung von ehrenamtlicher Tätigkeit. So definiert sich „das Bürgerbüro“ als „Anlauf- und Vermittlungsstelle für bürgerschaftliches Engagement“, als „Drehscheibe für Menschen, die Kontakte suchen, etwas erleben … möchten und mit ihren Gaben und Fähigkeiten andere unterstützen wollen. Angeregt durch die städtische Sozialplanung `Älterwerden in Kirchheim unter Teck`… entstand das Bürgerbüro.“ Der interessierte Bürger wird dann weitergeleitet zu der „Fachstelle Bürgerengagement“, die anhand eines „Katalog(s) Bürgerengagement“ 160 Angebote bereithält. (Abfrage vom 30.8.2012)
· Der zweite Strang zeigt sich unter dem Stichwort „Stadtforen“; hier wird eine ganz andere Dimension angesprochen: „Stadtforum Kirchheim unter Teck 2020“ lautet die Überschrift. „Kirchheim unter Teck befindet sich in einem fortwährenden demographischen, wirtschaftlichen und stadträumlichen Wandel …“ Unter dem Motto „Zukunft gemeinsam gestalten“ heißt es dann weiter: „Der Gemeinderat und die Stadtverwaltung wollen auf diesen Strukturwandel aktiv reagieren. Seit 2005 fanden zahlreiche Stadtforen statt. Dieser Zukunftsdialog wird auch in diesem Jahr fortgesetzt. Am Ende des Prozesses wird ein strategisches Konzept für die zukünftige Stadtentwicklung stehen.“ (Abfrage am 30.8.12) Zu folgenden Themen wurden in den vergangenen Jahren Foren veranstaltet: Demographischer Wandel, Siedlungsentwicklung, Wirtschaftsstandort Kirchheim unter Teck, Mobilität der Zukunft, Wohnen der Zukunft, Nachhaltige kommunale Energieversorgung und Ressourcenschutz, Freiraumkonzept, Lokaler Klimaschutz etc. Zu jedem Thema kann man sich per Internet die gehaltenen Referate und ein Protokoll anschauen. Aus den Protokollen geht deutlich hervor, dass es Diskussionen gab nach dem Frage-Antwort-Muster: Der Bürger fragt, der Experte antwortet. Außer interessierten Personen aus der Kommunalen Politik und Verwaltung hatten sich jeweils rund 30 – 40 Bürger eingefunden.
Das Studium des Organigramms der Stadtverwaltung führte zu der Erkenntnis, dass es einen Umweltbeauftragten gibt. Als nicht herauszufinden war, welche Aufgaben er zu erfüllen hat, habe ich in die Suchfunktion den Begriff „Klimaschutz“ eingegeben, was eine höchst interessante Seite zugänglich machte:
Unter der Überschrift „Kirchheimer Klimaschutzprozess startet“ erfährt man, dass der Gemeinderat am 19. Oktober 2011 beschlossen hat, „ein integriertes Klimaschutzkonzept zu erstellen. Ziel dieses Konzeptes wird es sein, die wichtigen globalen und regionalen Zielsetzungen zu erreichen und mit der kommunalen Planungsebene zu verknüpfen.“ Bereits in der Erarbeitungsphase soll die Bürgerschaft zur Mitwirkung bewegt werden. „ Es sollen sowohl die Inhalte frühzeitig kommuniziert als auch der Grundstein für ein Verständnis gelegt werden, nach dem der Schutz der Umwelt nur gelingen kann, wenn alle Beteiligten sich dieser Verantwortung bewusst werden.“ … „In einer offenen Auftaktveranstaltung zu Beginn des Jahres 2013 wird die Bevölkerung von Kirchheim unter Teck mit der Erstellung des Klimaschutzkonzeptes vertraut gemacht. Eine aktive Mitarbeit durch die Bürgerschaft ist erwünscht! Im Frühjahr 2013 findet die 1. Kirchheimer Klimaschutzkonferenz statt. Kurzgutachten und Analysen zeigen erste Ziele und Inhalte auf, während bei der 2. Kirchheimer Klimaschutzkonferenz eine Präzisierung der Maßnahmen erfolgt.... Im Juli 2013 werden die ausgearbeiteten Maßnahmen zum Klimaschutz vorgestellt, einschließlich eines Controlling-Konzepts, welches aufzeigt, mit welchen Instrumenten ein kontinuierlicher Verbesserungsprozess… erfolgen kann.“ (Abfrage vom 8.9.2012)
Es ist schwer nachvollziehbar, warum eine relativ differenzierte sektorale Nachhaltigkeitsstrategie im verstecktesten Winkel der Homepage zu finden ist mit all dem, was dazugehört: Beschluss des Gemeinderats, Partizipation der Betroffenen, gemeinsame Formulierung von Zielen und Maßnahmen unter der leitenden Funktion von Politik und Verwaltung, Monitoring bzw. Controlling! Wenn man es ernst meint mit der Partizipation, müsste diese Information an herausragender Stelle vermittelt werden.
6.2 Die Entstehung der Lokalen Agenda 21 in Kirchheim unter Teck
Ich habe mehrere zwei-dreistündige Interviews geführt: mit der Agenda-Beauftragten, mit zwei Repräsentanten von Agenda-Gruppen und einem Stadtrat; aufgrund dieser Interviews und mit Hilfe von Zeitungsartikeln lassen sich folgende wichtige Schritte festhalten:
Ende 1997 stellte Frau Matt-Heidecker, die damalige Fraktionsvorsitzende der SPD und heutige Oberbürgermeisterin, den Antrag im Gemeinderat, eine Zukunftswerkstatt zu einer Lokalen Agenda 21 für Kirchheim unter Teck durchzuführen. Der Antrag wurde angenommen und die Unternehmensberatung BAUM damit beauftragt, diese Zukunftswerkstadt zu organisieren und den weiteren Prozess zu begleiten. An dieser Werkstatt nahmen über 100 Kirchheimer Bürgerinnen und Bürger teil mit dem Ergebnis, dass sich 7 Arbeitsgruppen bildeten, die jeweils einen Sprecher wählten, ihre Ziele und Aufgaben formulierten und sich verpflichteten, nach etwa einem halben Jahr ihre Ergebnisse zu präsentieren. Die Präsentation der Agenda-Gruppen erfolgte unter Beteiligung von Vertretern der Fraktionen im Gemeinderat. In diesem Zusammenhang entstand ein wichtiges strukturelles Element für den Agenda-Prozess: der Lenkungsausschuss, in dem Vertreter der Fraktionen und die Sprecher der Agenda-Gruppen zusammenkommen sollten mit folgendem Ziel: Die Gruppen sollten in diesem Ausschuss die Möglichkeit erhalten, die Mitglieder des Gemeinderats über die Ergebnisse ihrer Arbeit zu informieren und Anträge zu stellen, die dann die Stadträte in den Gemeinderat einbringen und zur Abstimmung stellen sollten. Der Lenkungsausschuss stellt auch heute noch das Bindeglied dar zwischen den Agenda-Gruppen und dem politischen Entscheidungszentrum der Stadt, dem Gemeinderat. In den Anträgen ging es in der Regel um die Bewilligung von Geldern, die benötigt wurden, um bestimmte Vorhaben zu realisieren. So wurde z.B. schon bald die Drucklegung eines kritischen Einkaufsführers für Kirchheim mit ca. 5000 € unterstützt. Vor allem die Gruppe FahrRad brachte Vorschläge ein, die dann zusammen mit der zuständigen Verwaltungsstelle realisiert wurden.
Im Januar 2007 veröffentlichte die Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg (LUBW) ein Arbeitspapier mit dem Titel: „Neubelebung und Weiterführung der Lokalen Agenda 21: Beispiele“, in dem auch über eine Agenda-Werkstatt in Kirchheim unter Teck berichtet wird. Hier ging es darum, „Zwischenbilanz zu ziehen und neue Impulse zu geben“. Zum Schluss wurden „11 Bausteine für ein zukunftsfähiges Kirchheim“ präsentiert. „Diese wurden inzwischen … bereits erfolgreich umgesetzt“: zum Beispiel „eine Verbrauchermesse zur CO²-Reduzierung, (Altbausanierung), sowie der Kirchheimer Kinderstadtplan (´Kirchheimer Kinderkarte`)“. (a.a.O. S. 2)
Allerdings wurde das Verfahren, Anträge über den Lenkungsausschuss dem Gemeinderat zur Abstimmung zu übergeben, nicht nur positiv gesehen. Verschiedene Anträge wurden abgelehnt und erschienen später in etwas veränderter Form als Amtsinitiative wieder im Gemeinderat, z.B. der Entwurf eines Parkleitsystems in Kirchheim. Zu einem heftigen und nicht gelösten Konflikt kam es, als die Agenda-Gruppe „Energie“ Vorschläge unterbreitete, wie die Stadt Kirchheim nach Beendigung der Verträge mit einem Großanbieter, den Energiesektor vollständig in die eigene Regie übernehmen könnte; diese Vorschläge wurden von der Politik und der Verwaltung abgelehnt. Daraufhin löste sich die Agenda-Gruppe auf und gründete die Genossenschaft „Teckwerke“, an der sich nun jeder Kirchheimer Bürger beteiligen kann. Es würde zu weit führen, diesen komplexen Fall detailliert darzustellen: Es ist jedoch zu vermuten, dass in diesem Fall das vorgesehene Verfahren  über den Lenkungsausschuss als Beteiligungsverfahren nicht mehr ausgereicht hat. Darauf wird im 7. Abschnitt noch einmal einzugehen sein.

6.3 Zivilgesellschaftliches Engagement im Rahmen der Lokalen Agenda 21 in Kirchheim unter Teck am Beispiel von zwei Agenda-Gruppen     
Bevor ich auf die beiden Gruppen zu sprechen komme, möchte ich kurz auf ein Gespräch mit der Agenda-Beauftragten über ihre Rolle und über die auf der Homepage nicht dargestellten Agenda-Gruppen eingehen:
 Die Agenda-Beauftragte hat eine 30%-Stelle und ist dienstags, mittwochs und donnerstags von 8 bis 12.30 Uhr Uhr im Agenda-Büro zu erreichen. Sie hat die Aufgabe, Initiativen aus der Bürgerschaft aufzugreifen, vor allem aber die Agenda-Gruppen zu betreuen, z.B. die Kommunikation zwischen Agenda-Gruppen und Amtsspitze zu erleichtern, die Gruppen zu beraten, sie zu koordinieren und ihnen bei der Öffentlichkeitsarbeit zu helfen.
Die Agenda-Gruppe „Jugend“ wird vorerst nicht zustande kommen, weil die engagierten Jugendlichen als Schülerinnen und Schüler gern eine Gruppe gebildet hätten, jetzt aber als Studentinnen und Studenten zu wenig in Kirchheim präsent sind. Die Gruppe „Verkehr“ beschäftigt sich mit der Verkehrssituation in Kirchheim und setzt sich von Anfang an für eine Verbesserung des ÖPNV ein. Der Gruppe L.A.N.D. (Landschaft, Natur, Agrarische Nutzung, Direktvermarktung) geht es um den Schutz von Kulturlandschaft und Natur in Kirchheim und Umgebung. Sie begleitet die Stadt, wenn bestimmte Maßnahmen Auswirkungen auf die Landschaft haben könnten, und betreut Streuobstwiesen.
Im Folgenden möchte ich näher auf zwei Agenda-Gruppen eingehen: den Verein „Schmeck´ die Teck“ und den Eine Welt Verein.
6.3.1  „Schmeck´ die Teck – Verein zur Förderung der regionalen Vermarktung e.V.“
In diesem Verein sind 29 erzeugende und weiterverarbeitende Betriebe vernetzt: 9 Landwirtschaftliche Betriebe, 2 Obstbaubetriebe, 4 Brennereinen, 2 Mühlen, 2 Metzger, 3 Bäcker, 1 Gärtnerei, 1 Imker, 1 Einzelhändler, 4 Gaststätten. In diesem Verein wird versucht, Ökonomie, Ökologie und Soziales miteinander zu verbinden: Vor allem die 9 Landwirtschaftlichen Betriebe und die 2 Obstbaubetriebe stehen in Konkurrenz mit der internationalen Agroindustrie, die durch chemischen Dünger, Pestizide und lange Transportwege der Umwelt schadet. Dadurch dass diese Betriebe sich miteinander und mit weiterverarbeitenden Betrieben vernetzen, stützen sie sich gegenseitig und schaffen mit ihrer Öffentlichkeitsarbeit im Raum Kirchheim unter Teck ein Bewusstsein für den Wert der Kulturlandschaft rings um Kirchheim. Im Gespräch mit der Agenda-Beauftragten wurde deutlich, dass die Öffentlichkeitsarbeit nicht leicht zu organisieren ist: So war es zum Beispiel mühsam, die Mitglieder des Vereins davon zu überzeugen, dass es für den Verein selbst und für die Öffentlichkeit notwendig ist, Ziele für die Arbeit des Vereins zu formulieren. Diese Ziele sind nun in allen Veröffentlichungen zu finden und überzeugen den Leser durch ihre Klarheit. Der Prozess der Ziel-Findung hat die Mitglieder stärker miteinander verbunden. Jetzt müsste über zielführende Maßnahmen und die Überprüfung der Wirksamkeit dieser Maßnahmen gesprochen werden.
6.3.2 Der Eine Welt Verein e.V. und Weltladen
Der Verein wurde im April 2002 gegründet, nachdem sich seit Beginn des Agenda-Prozesses die Gruppe mit Themen wie „kritisch Einkaufen in Kirchheim“ u.a. auseinandergesetzt hatte. Der Weltladen wurde dann ein Jahr später eröffnet. Die Gründung des Ladens wurde über die Bürgerstiftung mit 20 000 € wirksam unterstützt, zugleich mit der klugen Auflage, dass die Kirchen ebenfalls zusammen 20 000 € zuschießen. Mit 40 000 € hatte die Gruppe dann ein gutes Startkapital. Für den Laden wurde ein Geschäftsführerin auf 400 € Basis engagiert, doch seit etwa 5 Jahren arbeiten alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ehrenamtlich.
In der Homepage des Vereins wird die Definition der internationalen Netzwerke des Fairen Handels FINE zitiert, der sich die Mitglieder des Vereins verpflichtet fühlen: „Der Faire Handel ist eine Handelspartnerschaft, die auf Dialog, Transparenz und Respekt beruht und nach mehr Gerechtigkeit im internationalen Handel strebt. Durch bessere Handelsbedingungen und die Sicherung sozialer Rechte für benachteiligte ProduzentInnen … – insbesondere in den Ländern des Südens – leistet der Faire Handel einen Beitrag zu nachhaltiger Entwicklung.“ Das geschieht nicht nur durch den „Verkauf fair gehandelter Waren“, sondern auch durch „Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit“. (Abfrage am 30.8.12)
Zur Öffentlichkeitsarbeit sind nicht nur Vorträge und die Vorführung von kritischen Filmen zu zählen, sondern vorrangig Aktionen, die publikumswirksam präsentiert werden, aufhorchen lassen und in Erinnerung bleiben. So wurde die Oberbürgermeisterin mit fair gehandeltem Kaffee aufgewogen und der Gemeinderat ließ sich auf die Wette ein, die entsprechenden Kilo Kaffee auf dem Marktplatz zu verkaufen. - Die Kirchheimer Schokolade aus fair gehandeltem Kakao mit der Aufschrift „Kirchheim schleckt anders“ wurde eingeführt, indem die Oberbürgermeisterin in Anwesenheit der Presse allen Mitgliedern des Gemeinderats ein Exemplar dieser Schokolade feierlich überreichte. – Schüler sammelten in der Fußgängerzone Kirchheims Spenden für das Preda-Kinderschutz-Projekt von Pater Shay Cullen, indem sie kleine Tüten mit Mangoäffchen, die von Preda produziert waren, verschenkten; auf diesen Tütchen stand: „Kirchheim – affenstark und fair“. Die Spendengelder konnten dem Pater persönlich in Kirchheim übergeben werden.
Die Ausstellung „Abgeerntet – Wer ernährt die Welt?“ war eine Kombination von Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit: Parallel zur Ausstellung wurden ein Vortrag, eine Podiumsdiskussion, ein Gottesdienst, Filmvorführungen und Lesungen für Kinder angeboten; zugleich gab es projektorientierte Führungen für Schulklassen.
Immer wieder besuchen Schulklassen den Weltladen und erfahren, was soziale Gerechtigkeit im Welthandel bedeutet und welche Möglichkeiten es schon jetzt gibt, fair gehandelte Produkte zu kaufen.- Verschiedene Klassen lassen sich von der Idee des Fairen Handels überzeugen und verkaufen Waren aus dem Weltladen in ihrer Schule; dabei hilft ihnen ein für diesen Zweck gebauter Schülerladen.
Schon jetzt gibt es Kooperationen mit einer Werkrealschule, in der mit SchülerInnen der 8. Klasse in 6 – 8 Doppelstunden grundlegende Themen zum Nord-Südkonflikt erarbeitet werden. Solche Kooperationsmöglichkeiten sollen in der nächsten Zeit auch anderen Schularten angeboten werden.
Hier entsteht wieder der positive Eindruck, dass zivilgesellschaftliches Engagement für Nachhaltigkeit gefördert wird. Dieser Eindruck wird bestätigt bei der Bewerbung Kirchheims um den Titel „Fair Trade Town“.  Die politischen Akteure Kirchheims haben diese Bewerbung aktiv unterstützt und die Steuerungsgruppe unter Leitung der Vorsitzenden des Eine Welt Vereins konnte relativ schnell Erfolgsmeldungen vorweisen im Hinblick auf die verschiedenen Kriterien, die für die Bewerbung erfüllt werden müssen. In dem Augenblick aber, in dem die Konsequenzen einer „Fair Trade Town“ eingefordert wurden, dass nämlich nun auch die Öffentliche Beschaffung nach fairen Gesichtspunkten erfolgen sollte, dass zumindest von der Stadt nur Waren bezogen werden, die ohne ausbeuterische Kinderarbeit hergestellt wurden, war die Amtsspitze nicht mehr bereit mitzumachen; als Grund wurden rechtliche Risiken genannt.

7. Möglichkeiten und Grenzen zivilgesellschaftlichen Engagements im Rahmen der 
Lokalen Agenda 21, dargestellt am Beispiel von Kirchheim unter Teck
In der Darstellung des zivilgesellschaftlichen Engagements in Kirchheim unter Teck kommen bereits ansatzweise Möglichkeiten und Grenzen dieses Engagements zum Ausdruck: Gruppen wie der „Eine Welt Verein“ und der Verein „Schmeck´ die Teck“ könnten außerhalb der Lokalen Agenda 21 arbeiten, sie haben ihren Sinn in Aufgaben, die auch ohne städtische Unterstützung und ohne Agenda-Büro durchgeführt werden können. Diese Gruppen erfahren jedoch eine Aufwertung durch die Einbindung in den Nachhaltigkeitsprozess, vor allem dadurch, dass sie von Politik und Verwaltung als Agenda-Gruppen ernst genommen werden und über den Lenkungsausschuss finanzielle Unterstützung erhalten können. Dieses positive Gefühl kommt in den Gesprächen deutlich zum Ausdruck.
Anders sieht es mit Gruppen aus wie „FahrRad“, „Verkehr“ und „Energie“, die vornehmlich durch die Kooperation mit Politik und Verwaltung ihren Sinn erfahren; denn ihre Aufgabe besteht ja wesentlich darin, Vorschläge zu unterbreiten, die die Stadt dann umsetzen muss. Hier meldet sich denn auch schneller Unmut und Frustration, wenn Vorschläge und Anträge aus nicht ganz nachzuvollziehenden Gründen abgelehnt oder nicht realisiert werden. 
Hier sind wir denn auch an dem entscheidenden Punkt angelangt, an dem Möglichkeiten und Grenzen zivilgesellschaftlichen Engagements festzumachen sind: Der Erfolg von Nachhaltigkeitsprozessen hängt auf der einen Seite von Menschen ab, die überhaupt bereit und fähig sind, sich zu engagieren; auf der anderen Seite sind aber auch Strukturen und Strategien notwendig, in die diese Menschen sich erfolgreich einbringen können.
Wenn man versucht, Kirchheim unter Teck in die Typologie der NRW-Studie (siehe S. 9 dieser Arbeit) einzuordnen, kann man diese Kommune mit etwa 21 Punkten dem Typ 2 zuordnen: „Minimalisten mit ausbaufähigen Nachhaltigkeitsansätzen“, aber auf dem Sprung zu Typ 3: „Kommunen mit einzelnen gut ausgebauten Schwerpunktthemen“.
Positiv schlägt zu Buche, dass Kirchheim relativ früh in den Nachhaltigkeitsprozess eingestiegen ist mit dem Gemeinderatsbeschluss, für eine Lokale Agenda 21 eine Zukunftswerkstatt zu organisieren. Weitere Beschlüsse dienten dazu, die Agenda-Gruppen, die aus dieser Initiative hervorgegangen sind, institutionell (Agenda-Büro), personell (Agenda-Beauftragte), strukturell (Lenkungsausschuss als Bindeglied zwischen Gemeinderat und Agenda-Gruppen) und finanziell (Bewilligung von Geldern, die die Agenda-Gruppen für ihre Projekte brauchten) zu unterstützen. Der Beschluss, Kirchheim zur Fair Trade Town zu machen, ist ein weiterer Pluspunkt; ebenso die deutliche Unterstützung des Fairen Handels, besonders durch die Oberbürgermeisterin. Die Würdigung zivilgesellschaftlicher Nachhaltigkeitsaktivitäten ist auch in der Presse immer wieder festzustellen. Die Förderung sozialer Interaktion erfolgt nicht nur durch die Einrichtung des Bürgerbüros und der Fachstelle Bürgerengagement, sondern auch durch die systematische Auflistung von 160 Angeboten für Bürger, die sich engagieren wollen; zu diesen Angeboten zählen besonders nachhaltigkeitsrelevante Gruppen wie der BUND, Amnesty International, der Arbeitskreis Asyl, der Arbeitskreis Lern- und Hausaufgabenhilfe für Kinder mit Migrationshintergrund und nicht zuletzt das Mehrgenerationenhaus Linde. Generell lässt sich sagen, dass Kirchheim immer wieder von anderen Nachhaltigkeitsinitiativen, z.B.  aus anderen  Kommunen, lernt, wenn es um konkrete Projekte geht (z.B. Carsharing), aber auch Handlungsanstöße für andere Akteure vermittelt (z.B. bei der Bewerbung einer Stadt für den Titel  Fair Trade Town).
Kirchheim unter Teck kann jedoch dem Typ 3 nicht zugeordnet werden, weil elementare Kriterien nicht erfüllt werden: Kirchheim hat weder eine sektorale oder gar eine integrale Nachhaltigkeitsstrategie mit entsprechender Partizipation aller relevanten Gruppen und Unternehmen entwickelt. Es fehlt eine Steuerungsgruppe, vor allen fehlt ein verbindliches Leitbild mit entsprechenden Zielen und Maßnahmen; daher gibt es auch keine Evaluation der durchgeführten Maßnahmen und keine systematische Berichterstattung über Erfolge und Misserfolge im Nachhaltigkeitsprozess. Mitgliedschaften (z.B. Beitritt zum Klimabündnis) gibt es außer dem Beitritt in den Kreis der Fair Trade Towns keine. Faire öffentliche Beschaffung wurde vorerst abgelehnt. Kommunale Partnerschaften mit Städten aus den Ländern des Südens gibt es nicht. 
Positive Veränderungen in der Verwaltungsstruktur sind nicht festzustellen: Nachhaltigkeit wird nicht als Querschnittsaufgabe für alle Ämter verstanden; daher sind auch keine Synergieeffekte zu erwarten. 
Im Blick auf bürgerschaftliches Engagement arbeiten die vielen Arbeitsgruppen getrennt voneinander, weil es keine übergreifenden gemeinsamen Ziele gibt.  
Der oben erwähnte Beschluss des Gemeinderates, noch im Herbst 2012 mit der Entwicklung eines Klimaschutzkonzeptes zu beginnen unter ausdrücklicher Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger (siehe S. 13), könnte bei der Einordnung von Kirchheim einiges verändern, so dass Kirchheim möglicherweise bald zum Typ 3 gehören würde.
Zivilgesellschaftliches Engagement für Nachhaltigkeit kann sich nur dann voll entfalten, wenn es systematisch eingebunden ist in die Arbeit von Politik und Verwaltung; Aktivitäten von unten (bottom-up) müssen gut verbunden sein mit Aktivitäten von oben (top-down): Das ist die zentrale These dieser Arbeit.
Dabei ist zunächst näher auf die Aktivitäten von unten einzugehen. Agenda-Gruppen sind nicht die einzigen möglichen zivilgesellschaftlichen Akteure im Nachhaltigkeitsprozess. Gruppen wie der BUND sind in Kirchheim keine Agenda-Gruppen und sind trotzdem elementar an Fragen der Nachhaltigkeit interessiert. Viele Gruppen, denen es um soziale Integration geht, arbeiten separat für sich und nicht innerhalb eines übergreifenden Konzeptes zusammen. Vor allem aber gibt es viele Einzelpersonen, die in einem umfassenden Nachhaltigkeitsprozess eher ihren Platz fänden als in isoliert arbeitenden Gruppen. Auch die Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE), die fächerübergreifend in allen Schulen stattfinden sollte, müsste systematisch in den Nachhaltigkeitsprozess der Stadt eingebunden sein. (vgl. dazu z.B. BNE in Aalen und Heidelberg).
Immer geht es um Zusatzmotivation. Die Menschen resignieren sehr schnell, wenn sie in der Isolation bleiben mit ihren Erkenntnissen und ihrer Handlungsbereitschaft. Auch Gruppen fühlen sich allein gelassen, wenn sie nicht eingebunden sind in ein transparentes System, das Mitwirkung fortwährend ermöglicht und fördert. Einen solchen Zusammenhang schafft eine kommunale Nachhaltigkeitsstrategie, wenn sie unter Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger entwickelt wurde. Dann können Einzelpersonen und Gruppen sich identifizieren mit den gemeinsamen Zielen und sie gemeinsam verfolgen. Ohne einen solchen übergreifenden Zusammenhang können Agenda-Aktivitäten sich nicht genügend entfalten und bekommen nicht die ihnen zustehende Bedeutung.
Doch auch wenn die Voraussetzungen für zivilgesellschaftliches Engagement in einer Kommune sehr günstig sind, bleibt ein  großes Problem bestehen: Es geht um die Frage, wie Partizipation denn transparent und effektiv organisiert werden soll. In Berlin wurde ein 340-seitiges Handbuch zur Partizipation verfasst: Es ist für Bürger und Gruppen gedacht, aber primär für die Verwaltung, die Partizipation ermöglichen soll. „Die grundsätzliche Aufgabe der Verwaltung liegt im Ermöglichen. Dabei muss zwischen (rechtlichen) Anforderungen, finanziellen und personellen Möglichkeiten und den Interessen der Bürgerinnen und Bürger vermittelt werden. Schaffen Sie Strukturen, die eine professionelle Prozesssteuerung, kontinuierliche Betreuung, Beratung und Unterstützung für die lokalen Initiativen ermöglichen.“ (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin: Handbuch zur Partizipation. Berlin 2012². S. 130)
In Heidelberg hat sich ein Arbeitskreis mit diesem Thema ausführlich beschäftigt und „Leitlinien für die systematische Bürgerbeteiligung“ erarbeitet. In dem Papier dieses AKs findet man neben den Leitlinien einen „Satzungsentwurf für mitgestaltende Bürgerbeteiligung im Zuständigkeitsbereich des Gemeinderates“ und einen „Entwurf einer Verwaltungsvorschrift für Bürgerbeteiligung im Zuständigkeitsbereich des Oberbürgermeisters“. (Dieses Papier wurde vom AK am 20. Januar 2012 verabschiedet.) 
Interessanterweise ist weder in der Berliner noch in der Heidelberger Veröffentlichung von Nachhaltigkeit die Rede; immer wieder geht es um die Bürgerbeteiligung bei einzelnen großen Projekten. Das Besondere von Nachhaltigkeits-Themen ist aber gerade eine grundlegende gemeinsame Zielsetzung, die auch noch die nachfolgenden Generationen im Blick hat. „Das engt uns aber doch ein in unserer Entscheidungsfreiheit!“ meinte einer meiner Gesprächspartner. Ja, könnte man sagen, es konzentriert den Blick auf das Wesentliche.
Es gehört Mut und Weitblick dazu, sich auf Nachhaltigkeitsstrategien einzulassen. Heidelberg hat einen „Stadtentwicklungsplan 2015“ mit Leitlinien und Zielen formuliert und den „Heidelberger Nachhaltigkeitsbericht 2011“ folgen lassen; dabei handelt es sich um eine „Indikatorengestützte Erfolgskontrolle des Stadtentwicklungsplans Heidelberg 2015“. Auch das wesentlich kleinere Aalen mit 68 000 Einwohnern hat sich auf diesen Weg eingelassen und hat ein Leitbild, Ziele und Maßnahmen formuliert. (vgl. die Homepage dieser Städte) 
Es gibt einige Praxisbroschüren, die detailliert aufzeigen, wie solche Prozesse organisiert werden können (z.B. IFOK: Kommunen gehen voran – gehen sie mit! Ein Kompass für kommunale Nachhaltigkeit. Berlin. 2011. Oder: IZT: Rio + 20 vor Ort. Kommunen auf dem Weg zur Nachhaltigkeit, Berlin 2012. Und: Deutsche Umwelthilfe: Indikatorenset „Zukunftsfähige Kommune“, Handlungsanleitung. Radolfzell. 2004)
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